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Die Bilateralen sind  
in Gefahr!

Die erfolgreichen Bilateralen I 
stehen am 27. September 2020 
auf dem Prüfstand. Nachdem 
das Stimmvolk 1992 den EWR 
ablehnte, kämpften wir mit 
aller Kraft für einen «bilate-
ralen Weg». Wir wollten am 
grossen europäischen Binnen-
markt dennoch teilhaben, ohne 
EU- oder EWR-Mitglied werden 
zu müssen. 

Vertragspaket Bilaterale I
Schwierige Verhandlungen zwischen der Schweiz 
und der EU führten letztlich zum Ergebnis der  
Bilateralen I. Ein Vertragspaket, das am 21. Juni  
1999 unterzeichnet und am 21. Mai 2000 mit 67.2 % 
Ja-Stimmen vom Schweizer Volk angenommen wur-
de. Das Stimmvolk wusste, dass eine spätere Kündi-
gung eines Abkommens wegen der «Guillotine-Klau-
sel» alle anderen Abkommen infrage stellen würde. 
Genau diese Klausel ist der riesige «Pferdefuss» der 
SVP-Begrenzungsinitiative, die am 27. September zur 
Abstimmung ansteht: Sie will die Zuwanderung neu 
regeln und gefährdet so unweigerlich das  
gesamte Vertragspaket.

Arbeitsplätze sichern
Die sieben sektoriellen Abkommen zur Personenfrei-
zügigkeit, zu technischen Handelshemmnissen, zum 
öffentliche Beschaffungswesen, zur Landwirtschaft, 
zum Landverkehr, zum Luftverkehr und zur For-
schung ermöglichten den Schweizer Unternehmen 
und der Wissenschaft über 18 Jahre hinweg, chan-
cengleich am europäischen Binnenmarkt teilzuneh-
men. Ein diskriminierungsfreier Zugang zu diesem 
Markt, von Malta im Süden bis Finnland im Norden, 
ist für ein kleines, aber wirtschaftlich starkes Land 
wie die Schweiz von grösster Bedeutung. Die Abkom-
men sichern Exportmöglichkeiten, Einkommen und 
Arbeitsplätze.

Nein zur Begrenzungsinitiative
Nach, oder besser in der Corona-Krise auf den be-
währten Marktzugang zu 27 europäischen Volks-
wirtschaften zu verzichten, wäre mehr als töricht. 
Ein verantwortungsbewusstes Nein zur Begren-
zungsinitiative ist deshalb nicht nur  
wünschenswert, sondern Pflicht.

Dr. rer. publ. HSG Sven Bradke 
Wirtschafts- und Kommunikationsberater,  
Geschäftsführer Mediapolis AG in St.Gallen

Kolumne

Alessandro Sgro, was sind für Sie die Haupterkenntnisse 
der Studie?
Ein Wegfall der bilateralen Verträge käme die Ostschweiz 
teuer zu stehen. Es wäre kein einmaliger exogener Schock, 
sondern bei gleichbleibenden Bedingungen langfristig über 
alle Branchen hinweg eine Schwächung des Wachstumspo-
tenzials. Das wiederum zeigt sich in einer markant tieferen 
Wertschöpfung, was Herr und Frau Schweizer letztlich im 
Portemonnaie spüren werden. Pro Kopf zeigen die Berech-
nungen eine Einbusse von 4 500 Franken.

Und warum hat die IHK eine Studie in Auftrag gegeben?
Wir wollten Klarheit, was ein Wegfall der bilateralen Verträge 
kostet, wie die einzelnen Kantone und vor allem auch wie die 
jeweiligen Branchen betroffen sind. Gerade die schweizweit 
vergleichsweise spezielle Branchenstruktur spielt eine zent-
rale Rolle: Die Ostschweizer Wirtschaft zeichnet sich durch 
einen ausgeprägten und starken Industriesektor aus. Fast  
jeder oder jede Dritte ist in diesem Sektor beschäftigt. Wenn 
man die Frage der Kosten beantworten will, muss man dies 
fundiert und auf Basis von Fakten durchführen.

Mit Studien ist es oft so eine Sache, häufig zeigen sie die 
vom Auftraggeber «erwünschten» Resultate. Wie stellen 
Sie sicher, dass das hier nicht der Fall ist?
Um unsere Beurteilung auf eine objektive Aussenbeurtei-
lung abstützen zu können, haben wir BAK Economics Basel 
als eine schweizweit renommierte, unabhängige und nicht in 
der Ostschweiz ansässige Forschungsinstitution beauftragt. 
Die Studie verwendet das Modell jener Studie von 2015, mit 
dem BAK Basel die Auswirkungen eines Wegfalls der Bilate-
ralen I für den Bund geschätzt hatte. Es wäre also nicht so, als 
hätten wir die Rahmenbedingungen der Studie selbst aus-
gesucht, um damit die Resultate zu beeinflussen. Die Ana-
lyse für den Bund wurde von BAK Basel in unserem Auftrag 
aktualisiert und auf die Ostschweiz spezifiziert.

Was wurde genau untersucht und wie repräsentativ ist die 
Studie?
Mit der Studie wurden zwei Szenarien verglichen. Das Sze-
nario eines Wegfalls der Bilateralen I wurde dem Szenario 
einer Fortführung dieser bilateralen Verträge gegenüber-
gestellt. Die Ergebnisse stellen keine Prognose dar, sondern 
eine Projektion dessen, was durch einen Wegfall gefährdet 
wäre. Das zeigen die Studienresultate klar über alle Regio-
nen und Branchen der Ostschweiz auf.

Die Befürworter der Initiative argumentieren, dass sich 
für die Ostschweizer Unternehmen bei einer Annah-
me der Initiative keine Wettbewerbsnachteile ergäben 




